Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudcsadie V/ 428 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

32. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 18. März 1966 


I. Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


I. 1. Abgeordneter 
Dr. Vogel 
(Speyer) 


Wann ist der Kulturpolitisdie Beirat des Aus- 
wärtigen Amts zuletzt zusammengetreten? 


L 2. Abgeordneter 
Dr. Vogel 
(Speyer) 


Welche Mitglieder gehören dem Kulturpoliti- 
schen Beirat des Auswärtigen Amts gegen- 
wärtig an? 


I. 3. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung, warum britisdie 
Wisdmewski Behörden Herrn Bernhard Midiael Haag, 
Köln-Deutz, anläßlich eines Transitaufenthal- 
tes in London die geplante Weiterreise nach 
Irland verboten und ihn unter völlig unge- 
wöhnlichen Umständen in die Bundesrepublik 
zurückgeschickt haben? 


I. 4. Abgeordneter 

Wischnewski 


Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen, um die Interessen von Herrn 
Bernhard Michael Haag zu wahren? 


II. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 


11. 1. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß sich der Bau der 

Dr. Häfele Bundesautobahn Stuttgart — Westlicher Bo- 

densee aus finanziellen Gründen verzögert? 


11. 2. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


Bis wann ist mit der Fertigstellung der Bun- 
desautobahn Stuttgart — Westlicher Boden- 
see zu rechnen? 


II. 3. Abgeordneter 
Dr. Häfele 


Bis wann ist mit der Fertigstellung der Bun- 
desautobahn Lindau — Westlicher Bodensee 
zu rechnen? 
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III. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Familie und Jugend 


Abgeordnete Ist die kürzlich von Bundesminister Dr. Stol- 
Frau Freyh tenberg geäußerte Auffassung, die Ausbil- 

dungsförderung einheitlich in einem Bundes- 
gesetz bzw. einem Verwaltungsabkommen zu 
regeln, oder die von Bundesminister Dr. Heck 
vertretene Weiterentwicklung des gezielten 
Familienlastenausgleichs durch Ausbildungs- 
zulagen verbindliche Politik der Bundesregie- 
rung in der Frage der künftigen Gestaltung 
der Ausbildungshilfen? 


Bonn, den 14. März 1966 
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